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Dokument zur Verabschiedung 
Sitzung des Exekutivausschusses – 12. und 13. Juni 2018
Tagesordnungspunkt „Regionale Ungleichheiten und Lohnkonvergenz nach oben in Europa“
Sachverhalt/Kontext
Dieses Dokument befasst sich mit den Ungleichheiten in Europa, mit Schwerpunkt auf der regionalen Dimension und dem diesbezüglichen dringenden Handlungsbedarf.
Beschlussempfehlung
Der Exekutivausschuss wird ersucht, die Erklärung zu verabschieden.
Erklärung des Exekutivausschusses von industriAll Europe zum dringenden Handlungsbedarf zur Bekämpfung von Ungleichheiten
Sitzung des Exekutivausschusses von industriAll Europe 
Sofia, 12. und 13. Juni 2018
Die Ungleichheiten in Europa sind seit dem Ausbruch der Krise sprunghaft gestiegen
. Die Einkommensungleichheit innerhalb der Länder nimmt zu; zwischen den Reichsten und Ärmsten, zwischen hochqualifizierten Beschäftigten mit den besten Jobs und denen, die in prekären Arbeitsverhältnissen festsitzen sowie zwischen denen, die die Chancen der technologischen Revolution nutzen und denen, die außen vor gelassen werden. Der Anstieg der Ungleichheiten hat vor allem Frauen und junge Menschen getroffen, was letztlich die Armut in diesen Bevölkerungsgruppen erhöht und ihren Ausschluss vom Arbeitsmarkt weiter verstärkt. Die ungleiche Verteilung des Reichtums findet sich vor allem dort, wo der Reichtum geschaffen wird: in den Unternehmen.
Das aktuelle Wirtschaftssystem führt zu einem Wettlauf nach unten. Es ermöglicht einer wohlhabenden Minderheit, Geld anzuhäufen, während der Mehrheit der Beschäftigten nicht genug Lohn gezahlt wird, um einen angemessenen Lebensstandard zu erreichen. 
Auch die sozialen und wirtschaftlichen Unterschiede zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten, Regionen (Norden, Süden, Osten und Westen) und zwischen der Eurozone und ihrer Peripherie nehmen zu. Die Europäische Union ist kein Konvergenzmotor mehr, der Wachstum und sozialen Zusammenhalt stärkt und von dem alle BürgerInnen und ArbeitnehmerInnen profitieren. Dies untergräbt das Vertrauen der Menschen in die Europäische Union und ihre Fähigkeit, allen Bürgern und ihren Familien eine bessere Zukunft zu bringen. Endemische Ungleichheiten haben bereits Millionen von Menschen, insbesondere junge Menschen aus dem Süden und Osten Europas, gezwungen, ihr Land auf der Suche nach einem besseren Leben zu verlassen, und diese Entwicklung hält an. Dieser Braindrain, der die Arbeitsmärkte weiter ausdünnt und die Herkunftsländer darum bringt, von ihren Investitionen in die allgemeine und berufliche Bildung zu profitieren, verschärft die wirtschaftlichen und sozialen Ungleichgewichte zwischen den EU-Ländern weiter.
Schuld an dieser Situation tragen die Deregulierung der Arbeitsmärkte, die Angriffe auf Tarifverhandlungs- und Sozialschutzsysteme, die Angriffe auf Gewerkschaftsrechte sowie die Politik der internen Lohnabwertung und die Vorherrschaft des neoliberalen Denkens. Hinzu kommen noch die Strategien der multinationalen Unternehmen, die auf eine stärkere Spezialisierung der lokalen Wirtschaft gedrängt haben, die in diesen Ländern akkumulierten erheblichen Produktivitätsreserven jedoch nicht ausreichend genutzt haben, um Investitionen in FuE, in Aus- und Weiterbildung, in die Verbesserung der kollektiven Garantien sowie in Aktivitäten mit hoher Wertschöpfung anzukurbeln. Umfassende Privatisierungen in Verbindung mit zunehmender Einkommensungleichheit 

haben die wachsende Ungleichheit angeheizt. 
Die größten Herausforderungen, vor denen wir in Europa stehen, sind soziale Fragmentierung und Sozialdumping. Sie sind der Nährboden, auf dem die aktuellen populistischen und extrem rechten Bewegungen gedeihen. Die Europäische Union muss mehr tun, um ein nachhaltiges, integratives Wachstum sowie eine soziale und wirtschaftliche Konvergenz nach oben zu fördern. Wir müssen die Solidarität und die Umverteilung des Reichtums in der Europäischen Union stärken. Mehr und bessere Arbeitsplätze müssen geschaffen, die Lebens- und Arbeitsbedingungen verbessert und der Sozialschutz gestärkt werden.
Sozialer Dialog und Tarifverhandlungen zwischen autonomen Partnern sind für eine gerechte Lohnverteilung, gute Arbeitsbedingungen und Gleichbehandlung der Beschäftigten unerlässlich. Die Stärkung der autonomen Verhandlungsmacht ist für industriAll Europe eine Voraussetzung, um dies zu erreichen. 
Von den europäischen Institutionen und nationalen Regierungen fordert industriAll Europe Politiken und Maßnahmen, die:
· durch die Förderung privater und öffentlicher Investitionen die Volkswirtschaften stärken, Innovation fördern und die allgemeine und berufliche Bildung verbessern; 
· die negativen sozialen Auswirkungen für die ArbeitnehmerInnen, die von technologischem Wandel und dem Übergang zu einer kohlenstoffarmen grünen Wirtschaft betroffen sind, minimieren,
· durch Unterstützung integrativer Arbeitsmärkte, Gleichbehandlung der Beschäftigten und Schaffung hochwertiger Arbeitsplätze den sozialen Zusammenhalt und sozialen Fortschritt befördern; 
· die Tarifverhandlungsstrukturen stärken, sie dort aufbauen, wo sie zerstört wurden oder noch nicht existieren, und ggf. die Einführung eines angemessenen Mindestlohns (eines existenzsichernden Lohns) unterstützen; die Voraussetzungen für autonome Tarifverhandlungen schaffen, ggf. Mechanismen zur Ausweitung des Geltungsbereiches von Tarifverträgen schaffen und Maßnahmen für den Aufbau von Kapazitäten fördern; 
· die Gewerkschaften und ihrer gewählten Vertreter in ihren Vorrechten, ihren Kompetenzen und ihrer unverzichtbaren Rolle als Akteure des sozialen Dialogs stärken und anerkennen;
· den Kampf für Gesundheit am Arbeitsplatz mit dem Ziel von Wohlbefinden am Arbeitsplatz fördern;

· die Grundsätze der europäischen Säule der sozialen Rechte als ersten Schritt zu gemeinsamem Wohlstand vollständig und zügig umsetzen;
· der Unterordnung der sozialen Ziele unter die restriktiven europäischen Fiskalregeln, die einer Ausweitung sozialer Investitionen entgegenstehen und mit denen der Abbau von Arbeitsstandards   und Lohnzurückhaltung sowie Einschränkungen in den Renten- und Sozialversicherungssystemen legitimiert werden, endlich ein Ende bereiten. Anstelle der wettbewerbsorientierten Ausrichtung muss eine aktive europäische Sozial- und Wirtschaftspolitik betrieben werden, die auf Stärkung der Binnennachfrage durch den Produktivitätsfortschritten entsprechende Lohnentwicklung beruht.

IndustriAll Europe ruft Arbeitgeberverbände und multinationale Unternehmen dazu auf:   
· Sozialdumping nicht zu fördern und Lohndiskriminierung zu verhindern;
· ihre soziale Verantwortung gegenüber den Beschäftigten und dem lokalen Gefüge der Regionen durch die Verbesserung der Arbeitsbedingungen und ein hohes Lohnniveau in allen ihren Betrieben und entlang der Wertschöpfungskette wahrzunehmen und ihre Ressourcen entsprechend einzusetzen, um ihre Investitionen in Aktivitäten mit hoher Wertschöpfung und die Entwicklung der Kompetenzen der Beschäftigten zu verstärken;
· den sozialen Dialog und die Tarifverhandlungen auf allen Ebenen zu unterstützen und aktiv daran teilzunehmen. Insbesondere müssen Flächentarifverhandlungen als Priorität verfolgt werden, da faire und stabile Bedingungen sowohl für Unternehmen als auch für ArbeitnehmerInnen dadurch am besten gewährleistet werden.
Wir, die Mitgliedsorganisationen von industriAll Europe stehen zusammen, um alle Ausprägungen von Ungleichheit zu bekämpfen. Wir sind vor allem besorgt über das wachsende Lohngefälle, das einen großen Unfrieden unter den Beschäftigten und Bürgern auslöst. IndustriAll Europe hat von Anfang an aktiv an der EGB-Kampagne für Lohnerhöhungen mitgewirkt und wird die neue Allianz für die Aufwärtskonvergenz bei Löhnen unterstützen. Die Stärkung der Verhandlungsmacht der Beschäftigten und Gewerkschaften stellt eine Priorität für uns dar. Steigende Mitgliederzahlen sind entscheidend für unsere Handlungsfähigkeit. Die Gewerkschaften von industriAll Europe werden ihre Anstrengungen im Bereich Organising und mithin auch ihre Unterstützung für das Projekt zum „Aufbau von Gewerkschaftsmacht“ verstärken. Sie werden zudem die grenzübergreifende Solidarität stärken, um einander in Verhandlungen zu unterstützen.
Außerdem müssen Arbeitgeber und Unternehmen angehalten werden, ihre Unterstützung für Tarifverhandlungen auf allen Ebenen zu verstärken. Die Gewerkschaften von industriAll Europe sind fest entschlossen, die Arbeitgeberverbände sowie multinationalen und nationalen Unternehmen zu drängen/zu zwingen, Tarifverhandlungen auf allen Ebenen, in allen ihren Betrieben und in ihrer gesamten Wertschöpfungskette zu unterstützen/zu respektieren. 
Der Exekutivausschuss ersucht den Tarif- und Sozialpolitischen Ausschuss, einen Aktionsplan auszuarbeiten, in dem die möglichen konkreten Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele festgelegt werden. 
� Ein OXFAM-Bericht besagt, dass 82% des in der Welt erzeugten Reichtums an die reichsten 1% gingen, während die ärmste Hälfte der Welt keinen Anstieg ihres Reichtums sah.
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